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Thesen zum Zustand der DFG-VK      thrö 25.3. 2019 
 
 
(1) Es gab und gibt keine Abrüstungskampagne - „BoA“  bzw „Schritte zur Abrüstung“ von Teilen der 
Org, von BSK und GF nicht unterstützt (nur punktuell, Thema Rüstungshaushalt), obwohl 2001- 2005 
? Beschluss des Bundeskongresses.  
 
(2) Grundsatzprogramm und Positionspapier spielen keine Rolle. Es gibt keine gemeinsame Strategie, 
kein Konzept für die politische Arbeit. 
 
(3) Teile des Verbandes, BSK und GF beschäftigen sich mit Einzelerscheinungen und 
Nebensächlichkeiten. Bezug allgemeine Abrüstung nicht erkennbar 
 
(4) Keine Schwerpunktsetzung, sondern Verzettelung, kurzatmiger Aktionismus, keine Einbeziehung 
der Gruppen; Keine Auswertung von Einzelmaßnahmen und finanzierten Projekten 
 
(5) DFG-VK Bundesverband gibt (viel) Geld für einzelne Kampagnen aus, bei denen der Bezug zur 
DFG-VK (und zum politischen Pazifismus) nicht deutlich wird 
 
(6) BSK und GF fühlen sich nicht an Beschlüsse von BuKo und BA gebunden (Bsp. Friedenserklärung) 
 
(7) Mitgliederwerbung mit Inhalt „Pazifismus“ ist nicht zu erwarten; auch Kein struktureller Ansatz 
für Mitgliederwerbung erkennbar (notwendig aber nicht hinreichend: InteressentInnen erfassen und 
anschreiben, motivieren) 
 
(8) Spaltung der Organisation anhand der Gewaltfrage seit Straßburg (2008 ?), AntimilitaristInnen 
distanzieren sich vom Pazifismus; Beispiel Brandanschläge, Verbindung zu „Bundeswehr wegtreten“ 
 
(9) Die Rede ist von 2 Strömungen: Pazifismus - Antimilitarismus - es gibt aber keine inhaltliche 
Diskussion 
 
(10) Programmdiskussion BuKo 2013: Streichung des programmatischen Eingangssatzes: „wir sind 
eine pazifistische Organisation“, wurde knapp abgewendet. 
 
(11) Versuch der Ausgrenzung der Position der Gewaltfreiheit bis in die Gegenwart, unser vom BA 
verabschiedetes Positionspapier zur Bündnisarbeit wird nicht veröffentlicht. Kein Problem -
bewusstsein bei BA, BSK, GF, dass wir das als Ausgrenzung betrachten. 
 
(12) Keine inhaltliche Einschätzung der Weltlage seit Ukraine- Krim Krise durch DFG-VK BA 
 
(13) Kein konstruktiver Umgang des Verbandes mit der „neuen“ Friedensbewegung  - „Wir sind links 
und die sind rechts“… statt zu sagen: „Wir wollen gewaltfrei Militär abschaffen und was wollt Ihr?“ 
 
(14) Gruppen und Landesverbände machen ihre eigene Politik (z.B. Schleswig Holstein: BoA, wie 
schon immer; LV Bayern: Zukunft Sichern- Abrüsten seit 2011; LV Hessen häufig Schwerpunkt KDV 
international …) 
 
(15) Initiativen für gemeinsame Kampagnen der Friedensbewegung kommen von anderen Akteuren 
(IPB, IALANA, Netzwerk Friedkoop), z.B. Ramstein schließen, Abrüsten statt Aufrüsten, weitere?  
 
(16) DFG-VK = Kompromiss zwischen Pazifismus und sozialistisch orientiertem Antimilitarismus, aus 
der Zeit des Kalten Krieges, jetzt überholt?  
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Für die Tagung Strategien des Pazifismus am 30.3. 2019: 
 
 
Fragen zur Diskussion: 
 
 
 
Alt 1  Weiter mit der DFG-VK ? 
 
  Was müsste sich ändern? 
 
  Was will ich einbringen? 
 
 
 
Alt 2  Eigenständige Landesverbände mit Finanzhoheit ? 
  (s. Antrag Th. Rödl) 
 
 
 
Alt 3  Eine neue Organisation des politischen Pazifismus aufbauen ? 
 
  Auf der Grundlage des Programms von 1993 bzw 2013 
 
  „Initiative Politischer Pazifismus e.V.“ 
 
Oder   „Die PazifistInnen Netzwerk e.V.“ 
 
 
 
Oder gibt’s eine weitere Alternative? 
 
 
 
Zum Vorgehen: 
 
Kurzstatements zu den Alternativen auf Zettel schreiben und zuordnen 
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Anlagen / Dokumente / links 
 
Grundsatzprogramm der DFG-VK  
http://www.dfg-vk-bayern.de/grundsatzprogramm.html  
 
Positionspapier Für eine Politik der Abrüstung und Entmilitarisierung 
http://www.dfg-vk-bayern.de/pdf/Positionspapier%20Abr%FCstungspolitik%20120311%20-
beschlossen.pdf  
 
Diskussionspapier Pazifismus - Antimilitarismus 
http://www.dfg-vk-bayern.de/pdf/2013_06_05-Pazifismus-Antimil-Diskussionspapier.pdf 
 
 
============================================ 
 
Empfehlungen zur Bündnispolitik der DFG-VK  (Stand: 6.6.16) 
 
Vorbemerkung 
 
Laut Beschluss des letzten Bundesausschusses (5./6.3.d.J.) soll sich der BA am 2./3. Juni dieses Jahres mit 
Fragen der Bündnispolitik befassen. Dazu möchte ich beantragen, dass der BA den folgenden 
Empfehlungskatalog beschließt. Ich betone dabei ausdrücklich „Empfehlungen“, weil 
--- Bündnispolitik örtlich-regional zu komplex und zu diversifiziert geworden ist, als dass ein Bundesgremium 
jederzeit und alle Facetten berücksichtigend bis ins letzte Detail „Vorschriften“ machen kann 
--- der Verband von der Autonomie und dem Selbstbewusstsein seiner Gruppen und Landesverbände lebt, 
worauf BA wie BSK vertrauen sollten 
--- Vorschriften nicht Überzeugungsarbeit ersetzen können 
 
„Empfehlungen“ heißt andererseits keineswegs, dass jedeR machen kann, was sie/er will. Es muss ganz klar 
verstanden werden: Zwischen den Bundeskongressen ist dem BA die Macht anvertraut, Entscheidungen zu 
fällen, die für den Gesamtverband bindend sind. Dass dabei immer das Programm, die Satzung und 
Bundeskongressbeschlüsse Grundlage sind, versteht sich von selbst. 
 
 
(1) Bündnisse der DFG-VK (d.h. alle Formen punktueller Zusammenarbeit oder längerfristiger Kooperation) 
orientieren sich am Selbstwert der DFG-VK. Weder dürfen die programmatischen Prinzipien des politischen 
Pazifismus der DFG-VK in Frage gestellt werden noch soll sich die DFG-VK in der Praxis gemeinsamer Aktionen 
und Kampagnen mit Handlangerdiensten zufrieden geben. 
 
(2) Bündnisse einzugehen muss von Vorteil für die DFG-VK sein, ihre Politikbefähigung stärken, ihre Rolle in der 
Öffentlichkeit hervorheben. Die DFG-VK ist nicht Steigbügelhalter für Andere und auch nicht 
Stimmenbeschaffer für politische Parteien. 
 
(3) Die DFG-VK erwartet von ihren BündnispartnerInnen die Respektierung der Menschenrechte und die 
Achtung aller Menschen ohne Unterschied in Bezug auf Rasse, Geschlecht, Sprache, Religion, Weltanschauung, 
sozialer Lage, geschlechtlicher Orientierung und Nationalität. Die Politik dieser BündnispartnerInnen darf 
weder in ihrer allgemeinen Praxis noch im Auftreten ihrer RepräsentantInnen den Grundsatz der Gewaltfreiheit 
in Frage stellen. 
 
(4) Die Zusammenarbeit mit Gruppen, die von ihrer Ideologie und Praxis her Gewalt als Handlungsoption nicht 
ausschließen oder sich zu dieser Gewaltfrage nicht äußern, ist allenfalls auf der Grundlage einer jeweils 
aktionsbezogenen Vereinbarung (Aktionskonsens) möglich. 
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(5) Für die DFG-VK gibt es keinerlei Berührungspunkte mit Faschisten, in welcher Formierung und Gestalt sie 
auch immer auftreten. Generell auszuschließen ist ebenfalls die Zusammenarbeit mit Personen, Organisationen 
sowie unorganisierten Gruppierungen, die – nachweisbar – rassistische, antisemitische, fremdenfeindliche und 
gewaltverherrlichende Aussagen treffen. Das betrifft auch Personen, Organisationen und unorganisierte 
Gruppierungen, die – und das muss ebenso nachweisbar sein – sich offen oder verdeckt die Option freihalten, 
mit Anderen zusammenzuarbeiten, die rassistische, antisemitische, fremdenfeindliche und 
gewaltverherrlichende Aussagen treffen oder gar vollends im faschistoiden bis faschistischen Milieu 
angesiedelt sind. Im Zweifelsfall bedarf dies der ausführlichen gewissenhaften Prüfung durch die DFG-VK, bevor 
(sic!) es zu irgendwelchen verbindlichen Kontakten kommt. 
 
(6) In der gemeinsamen Verantwortung von Gruppen, Landesverbänden und Bundesgremien der DFG-VK liegt 
es zu berücksichtigen, dass bündnispolitische Aussagen und Kooperationen immer auch eine Bedeutung für 
den Gesamtverband haben können, egal, ob der Anlass ortsbezogen, regional oder überregional ist. 
Insbesondere gilt das für die Unterstützung von Aufrufen, Petitionen, u.ä.m.: Eine Funktionsangabe der 
Unterzeichnenden ist nur dann gerechtfertigt, wenn dies das entsprechende Gremium, dem sie angehören, 
auch so beschlossen hat. Die oftmals verwandte Formulierung „Funktionsangabe dient nur der Information“ ist 
Augenwischerei, weil jeder diese Funktionsangabe mit der Politik des entsprechenden Gremiums identifiziert. 
Wenn es um Aufrufe etc. geht, die nachweislich von Bündnissen oder Organisationen beschlossen wurden, 
denen die DFG-VK bereits angehört (z.B. „atomwaffenfrei“, Ostermärsche, „Aktion Aufschrei“, Kooperation 
Frieden, Bundesausschuss Friedensratschlag), ist das natürlich weitgehend gegenstandslos. 
 
(7) Es gibt immer wieder politische Ereignisse, die ein möglichst schnelles Handeln der DFG-VK erfordern, auch 
und gerade im Bündnisbereich. Dies darf jedoch nicht dazu führen, dass sich die DFG-VK von außen und unter 
Verwendung des Zeitarguments so unter Druck setzen lässt, dass sie dabei Gefahr läuft, ihre Prinzipien über 
Bord zu werfen oder gar zu sollen. Das gilt auch für jede Form des „Alarmismus“, d.h. für Argumente, die (i.d.R. 
bereits bekannte) Entwicklungen unsachgemäß und ideologisch pointiert überhöhen, um so die Bedeutung und 
häufig auch beabsichtigte Führerschaft ihrer Initiatoren zu manifestieren. Wann und wie die DFG-VK auf 
aktuelle politische Ereignisse reagiert, entscheidet sie und nur sie allein. 
 
Tobias Damjanov 
 
Aktuelle Anmerkung von Thomas Rödl, 23.4. 2018: 
 
Dieses Papier wurde vom BA der DFG-VK Oktober 2016 verabschiedet. 
Bis heute wurde es nirgends veröffentlicht.  
 
Der Antrag des LV Bayern, das Papier in der Zivilcourage zu veröffentlichen, wurde beim BA März 2017 
abgelehnt! Das Papier wurde als Leserbrief in der ZC …. veröffentlicht. 
 
 
=============================================== 
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Gegenüberstellung Grundsatzprogramm 1993 und geändertes Programm 2013 
 
10.10.2013, Manfred Diebold, DFG-VK Erlangen 
 
DFG-VK, Bestehendes Grundsatz-
Programm 
 
Grün hinterlegt: entfällt im neuen Programm, 
teilweise umformuliert: 

DFG-VK, neues Grundsatz-Programm beim 
Bundeskongress 2013 beschlossen  
Blau hinterlegt: alt 
Gelb hinterlegt: neu 

Unser Programm 
Für Frieden, Gerechtigkeit und eine 
menschenwürdige Zukunft 
 
 
Präambel 
Die Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen ist eine pazifistische 
Organisation.  
In ihr haben sich Menschen unterschiedlicher 
Weltanschauungen und politischer Auffassungen 
zusammengeschlossen, die ihre Verantwortung für 
eine menschenwürdige Zukunft erkennen und ernst 
nehmen wollen. 
 
 
 
 
 
 
Geschichte 
Ihr Pazifismus ist entstanden aus dem menschlichen 
Entsetzen über die Gräuel des Krieges und aus 
historischer und politischer Einsicht in die 
Ausweglosigkeit der Versuche kriegerischer 
Konfliktlösung. 
 
Er hat seinen geschichtlichen Ursprung insbesondere 
im Humanismus, in der bürgerlichen 
Friedensbewegung, der Bewegung der 
Kriegsdienstverweigerung und der Frage nach den 
gesellschaftlichen Ursachen von Krieg und Gewalt. 
 
Die Mitglieder der DFG-VK bekennen sich zur 
Grundsatzerklärung der War Resisters’ International 
(WRI): 
 
„Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. Ich 
bin daher entschlossen, keine Art von Krieg zu 
unterstützen und an der Beseitigung aller 
Kriegsursachen mitzuarbeiten.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Programm der Deutschen Friedensgesellschaft 
–Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) 
 
 
 
Wer wir sind 
Die Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen (DFG_VK) ist eine 
pazifistische Organisation. In ihr haben sich Menschen 
unterschiedlicher Weltanschauungen und politischer 
Auffassungen zusammengeschlossen, die ihre 
Verantwortung für eine menschenwürdige Zukunft 
erkennen und ernst nehmen wollen. . In der DFG-VK 
organisieren sich Menschen aus pazifistischer und 
antimilitaristischer Motivation, die sich gegen Krieg als 
Mittel der Politik einsetzen.  
Wir handeln nach der Grundsatzerklärung der War 
Resisters‘ International: 
 „Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. Ich bin 
daher entschlossen, keine Art von Krieg zu unterstützen 
und an der Beseitigung aller Kriegsursachen 
mitzuarbeiten.“ 
 
 
Woher wir kommen 
Die Deutsche Friedensgesellschaft (DFG) wurde 1892 
von humanistisch geprägten Menschen gegründet, die 
entsetzt waren über die Gräuel des Krieges. In der DFG 
vereinten sich Menschen mit gewachsener historischer 
und politischer Einsicht in die Ausweglosigkeit der 
Versuche kriegerischer Konfliktlösung. 
An die Stelle des Kampfes der Nationen gegeneinander 
sollte eine internationale Rechtsgemeinschaft treten, die 
Konflikte mittels Schiedsgerichtsurteilen gewaltfrei löste. 
Die zunächst vorrangig bürgerlich ausgerichtete DFG 
erhielt nach dem Ersten Weltkrieg einen starken Zulauf 
aus den Reihen der Arbeiterbewegung. In der Weimarer 
Republik setzte sie sich für die Versöhnung mit 
Frankreich, für Abrüstung und für den Beitritt 
Deutschlands zum Völkerbund ein, kämpfte gewaltlos 
für Demokratie, gegen Militarismus und den 
aufkommenden Nationalsozialismus. 1933 wurden die 
DFG und der Bund der Kriegsdienstgegner (BdK), der 
die Wiedereinführung der Wehrpflicht bekämpfte, 
zerschlagen, ihre Aktivisten verfolgt, exiliert und in 
Konzentrationslagern interniert. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg nahm neben der 
Forderung nach allgemeiner und vollständiger 
Abrüstung die Bewegung gegen die Militärdienstpflicht 
und für die Kriegsdienstverweigerung immer größeren 
Raum ein. 1968 schlossen sich die DFG und die 
Internationale der Kriegsdienstgegner (IdK), die als 
Nachfolgerin des BdK ganz in der Tradition der 
radikalen Kriegsdienstgegnerschaft stand, zur DFG-IdK 
zusammen. 1974 folgte die Fusion mit dem Verband der 
Kriegsdienstverweigerer (VK). 
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Ziele 
 
Pazifismus bedeutet für die DFG-VK das Streben 
nach gewaltfreien Formen der Konfliktlösung. Daher 
wollen wir gesellschaftliche und ökonomische 
Gewaltverhältnisse in ihren Ursachen erkennen und 
abschaffen. Wir wollen dazu beitragen, dass künftig 
die Menschen ihr Zusammenleben gewaltfrei 
organisieren. Nur in einem solchen Prozess lässt sich 
Frieden verwirklichen. 
 
Denken und Handeln der PazifistInnen in der DFG-VK 
zielen auf die Beseitigung aller Kriegsursachen und 
richten sich zunächst gegen Rüstung und Militärpolitik. 
Diese bereiten die Vernichtung menschlichen Lebens 
vor oder führen sie aus. Sie verhindern die Lösung 
drängender globaler Probleme wie Armut, 
Ungerechtigkeit oder Umweltzerstörung. 
 
Es ist unser Ziel, dass militärische Gewalt und 
Soldatentum geächtet und aus den internationalen 
Beziehungen verbannt werden. Konflikte können 
dauerhaft nur gewaltfrei gelöst werden. 
 
Wir fordern die vollständige weltweite Abrüstung unter 
demokratischer Kontrolle der Bevölkerung, weil die 
Kriegsgefahr erst dann gebannt werden kann, wenn 
die Mittel der Kriegführung beseitigt sind. Wir treten 
ein für eine Bundesrepublik ohne Armee. Wir wollen 
ohne Rüstung leben. 
 
Für uns PazifistInnen bedeutet Frieden die 
Verwirklichung von politischer, sozialer und 
ökonomischer Gerechtigkeit auf der ganzen Welt. 
Untrennbar damit verbunden ist der Erhalt der 
natürlichen Lebensgrundlagen und der schonende 
Umgang mit nicht erneuerbaren Ressourcen. Denn 
ökonomische Gewaltverhältnisse, wie die derzeitige, 
auf Ausbeutung beruhende Weltwirtschaftsordnung, 
Umweltzerstörung und Verschwendung von 
Rohstoffen erzeugen neue Kriegsgefahren und 
gefährden menschliches Leben. 
 
Der politische Pazifismus propagiert kein spezifisches 
politisches oder soziales System. Wir erkennen aber 
als entscheidende Kriterien für die Fortentwicklung 
von Politik und Gesellschaft die Durchsetzung der 
Menschenrechte, die innergesellschaftliche Toleranz 
und den Schutz von Minderheiten sowie den Abbau 
struktureller Gewalt. Dazu gehören eine maximale 
Beteiligung  Aller an politischen Entscheidungen und 
die umfassende Demokratisierung politischer 

Die Zeit des Kalten Krieges war für die DFG-VK geprägt 
durch den Widerstand gegen Remilitarisierung und 
atomare Aufrüstung. Seit den 1990er Jahren wendet 
sich die DFG-VK gegen die zunehmenden 
Kriegseinsätze der Bundeswehr und engagiert sich für 
den Ausbau Ziviler Konfliktbearbeitung. 
 
 
Wo wir uns befinden 
 
Krieg beginnt hier. Seit 1990 findet in Deutschland eine 
Militarisierung der Außen- und Sicherheitspolitik und der 
Gesellschaft statt. Die Bundeswehr wird zur 
Interventionsarmee umgebaut und beteiligt sich 
gemeinsam mit Armeen anderer Staaten an 
Kriegseinsätzen innerhalb und außerhalb Europas. Dies 
ist Teil der weltweiten Strategie von NATO und EU. Ihre 
Ziele sind u.a. die Sicherstellung des eigenen Exports 
und des ungehinderten Zugangs zu Rohstoffen und 
Märkten. Als einer der weltweit größten 
Rüstungsexporteure ist Deutschland in praktisch alle 
militärisch ausgetragenen Konflikte involviert. Erklärtes 
Ziel aller Regierungsparteien der letzten Jahre ist es 
zudem, die Bundeswehr zu noch mehr 
Auslandseinsätzen zu befähigen. Krieg wird zur 
normalen Option der deutschen Politik. 
Die DFG-VK stellt sich entschieden gegen diese 
militärische Interventionspolitik und zeigt Alternativen 
auf. 
 
 
 
Was wir wollen 
 
Unser Ziel ist die Ächtung und Abschaffung des Krieges 
in jeglicher Form. Wir sehen es als unsere Aufgabe, 
Kriegführung zu behindern, kommende Kriege zu 
verhindern und uns jeglicher Kriegspropaganda 
entgegenzustellen. 
Mit Krieg werden Konflikte nicht gelöst, sondern nur 
neue Konflikte und neue Gewalt hervorgerufen. Krieg 
schafft keine gesellschaftliche Sicherheit. Mit Krieg 
werden Menschenrechte nicht geschützt, sondern nur 
menschliches Leben vernichtet. Mit Krieg wird nicht zur 
Lösung der drängenden globalen Probleme wie Armut, 
Ungerechtigkeit, Umweltzerstörung und Klimawandel 
beigetragen, sondern diese Probleme werden nur noch 
verstärkt. 
 
Unser Handeln zielt darauf, dass militärische Gewalt 
und Soldatentum geächtet und aus den internationalen 
Beziehungen verbannt werden. Wir unterstützen die 
Verweigerung aller militärischen und nichtmilitärischen 
Kriegsdienste als einen Beitrag gegen Krieg und 
Kriegsvorbereitung. Wir setzen uns ein für das 
uneingeschränkte Menschenrecht auf 
Kriegsdienstverweigerung. 
Wir fordern den Stopp des Waffenhandels und der 
Rüstungsproduktion. Als einer der weltweit größten 
Rüstungsexporteure trägt die Bundesrepublik 
Deutschland massiv Mitschuld am Massenmorden mit 
deutschen Kriegswaffen in aller Welt. Stattdessen 
fordern wir Rüstungskonversion und damit die 
vollständige Umstellung der Rüstungsindustrie auf eine 
nachhaltige, zivile Fertigung.  
Militärische Aufklärungs- und Killerdrohnen tragen zur 
Eskalation der Kriegsführung bei. Sie ermöglichen die 
gezielte Tötung von Menschen und setzen eine neue 
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Strukturen. 
 
Wir fordern nicht nur die formale Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern, sondern den Abbau 
patriarchaler Gewaltstrukturen, die auch durch die 
Sozialisation von Männern innerhalb des Militärs 
zementiert werden. Nationalistische und rassistische 
Ideologien lehnen wir als Menschen verachtend und 
Gewalt erzeugend ab. 
 
 
 
 
 
 
 
Mittel 
 
Gewaltfrei ... 
 
Aus der Überzeugung, dass sich Mittel und Ziel 
entsprechen müssen, verfolgt die DFG-VK ihre 
politischen Ziele ausschließlich mit gewaltfreien 
Mitteln; diese schließen die Verletzung und Tötung 
von Menschen aus und zielen auf die Konfliktlösung 
durch Dialog. 
 
Gewaltfreie Methoden, wie zum Beispiel verschiedene 
Formen der Verweigerung, ziviler Ungehorsam, 
direkte gewaltfreie Aktion, orientieren sich an der 
moralischen Legitimität der Ziele und Mittel, nicht an 
der formalen Legalität. 
 

... politisch handeln ...  
 
Der Pazifismus der DFG-VK verlangt dauerhaftes 
politisches Handeln mit dem Ziel, Bedingungen für 
eine Welt ohne Krieg und Unterdrückung zu schaffen. 
Das bedeutet: 
 
 
* die öffentlichkeitswirksame Propagierung von 
Abrüstung mit dem Ziel der völligen Entmilitarisierung; 
* die Förderung von antimilitaristischem Bewusstsein 
mit dem Ziel der völligen Ächtung des Soldatentums; 
* die öffentliche Diskussion über die Aufgabe von 
Soldaten: Das Töten im Krieg; 
* die internationale Zusammenarbeit mit dem Ziel, 
Alternativen zu militärischen und Gewalt fördernden 
Strukturen zu entwickeln und durchzusetzen. 
 

... Kriegsdienste verweigern ...  
 
Die DFG-VK erachtet die Verweigerung aller 
militärischen und nichtmilitärischen Kriegsdienste als 
einen wichtigen und konkreten Beitrag gegen Krieg 
und Kriegsvorbereitung. 
 
Wir lehnen die Wehrpflicht und staatliche 
Zwangsdienste ab und unterstützen die 
Totalverweigerer. 
 
Kriegsdienstverweigerung kann ein Ausgangspunkt 
für ein Engagement in der Friedensbewegung sein 
und zur politischen Kraft werden. 

Rüstungsspirale in Gang. Deutschland muss auf jede 
Form militärischer Drohnen verzichten. 
Wir lehnen die militärische Nutzung der Infrastruktur in 
Deutschland durch die USA und weitere Militärmächte in 
jeglicher Form ab. 
Wir fordern die Abschaffung der Bundeswehr als ersten 
Schritt zur weltweiten Abrüstung. Konflikte können 
dauerhaft nur gewaltfrei gelöst werden. Daher fördern 
wir die Erarbeitung, Erprobung und Anwendung von 
Methoden Ziviler Konfliktbearbeitung. 
 
Für uns bedeutet Frieden die Verwirklichung von 
politischer, sozialer und ökonomischer Gerechtigkeit auf 
der ganzen Welt. Untrennbar damit verbunden ist der 
Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen und der 
schonende Umgang mit nicht erneuerbaren 
Ressourcen. Denn ökonomische Gewaltverhältnisse, 
wie die derzeitige, auf Ausbeutung beruhende 
kapitalistische Weltwirtschaftsordnung, 
Umweltzerstörung und Verschwendung von Rohstoffen 
erzeugen neue Kriegsgefahren und gefährden 
menschliches Leben. 
Auch Rassismus, Nationalismus und patriarchale 
Herrschaft sind Gewaltformen, die das Entstehen von 
Kriegen mit befördern und denen wir entgegentreten. 
Die DFG-VK propagiert kein bestimmtes politisches 
oder soziales System. Wir erkennen aber als 
entscheidende Kriterien für die Fortentwicklung von 
Politik und Gesellschaft die Verwirklichung der 
Menschenrechte, die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde sowie den Abbau struktureller Gewalt. 
Dazu gehört die umfassende Demokratisierung 
politischer und ökonomischer Prozesse. 
 
 
 
 
Wie wir arbeiten 
 
Aus der Überzeugung, dass sich Mittel und Ziel 
entsprechen müssen, verfolgt die DFG-VK ihre 
politischen Ziele ausschließlich mit gewaltfreien Mitteln; 
diese schließen die Verletzung und Tötung von 
Menschen aus und zielen auf die Konfliktlösung durch 
Dialog. 
 
Gewaltfreie Methoden, wie zum Beispiel verschiedene 
Formen der Verweigerung, ziviler Ungehorsam, direkte 
gewaltfreie Aktion, orientieren sich an der moralischen 
Legitimität der Ziele und Mittel, nicht an der formalen 
Legalität. 
 
Der Pazifismus der DFG-VK verlangt dauerhaftes 
politisches Handeln mit dem Ziel, Bedingungen für eine 
Welt ohne Krieg und Unterdrückung zu schaffen. Das 
bedeutet: 
 
1. Das Organisieren wirksamer Proteste und 
gewaltfreien Widerstands gegen Kriege und die 
deutsche Kriegsbeteiligung 
2. Das öffentlichkeitswirksame Propagieren von 
Abrüstung mit dem Ziel der völligen Entmilitarisierung 
3. Die Durchführung und Unterstützung von Aktivitäten 
gegen Rekrutierungsmaßnahmen der Bundeswehr 
sowie die Förderung von antimilitaristischem  
Bewusstsein mit dem Ziel der völligen Ächtung der 
Soldatentätigkeit. Daher setzen wir uns für die 
flächendeckende Einführung von Zivilklauseln an den 
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Wir setzen uns ein für das uneingeschränkte 
Menschenrecht auf Kriegsdienstverweigerung. 
 

... und sich organisieren!  
 
Um unsere Fähigkeiten und Kräfte zur Verwirklichung 
der genannten Ziele zu bündeln und unsere 
Bereitschaft zum persönlichen Einsatz politisch 
wirksamer werden zu lassen, haben wir uns in der 
DFG-VK organisiert. Die Mitgliedschaft bedeutet ein 
Mehr an Verbindlichkeit in der Friedensarbeit und 
gemeinsame Verantwortung. 
 
Pazifismus, wie ihn die DFG-VK versteht, muss seine 
Unabhängigkeit gegenüber Regierungen und anderen 
Institutionen behaupten und bewahren. 
 
Wir fühlen uns mit Menschen und Gruppen mit 
ähnlicher Zielsetzung in unserem und in anderen 
Ländern verbunden und verstehen uns als Teil einer 
weltweiten Bewegung für Frieden, Gerechtigkeit und 
eine menschenwürdige Zukunft. 
 

Hochschulen und ein Auftrittsverbot der Bundeswehr an 
Schulen ein. 
4. Die öffentliche Diskussion über die Aufgabe von 
SoldatInnen: Das Töten im Krieg. 
5. Die internationale Zusammenarbeit mit dem Ziel, 
Alternativen zu militärischen und Gewalt fördernden 
Strukturen zu entwickeln und durchzusetzen.. 
 
Vor dem Hintergrund des ausgesetzten 
Militärdienstzwangs fordern wir alle SoldatInnen der 
Bundeswehr auf, den Dienst zu verweigern und zu 
beenden. Wir lehnen die sogenannte Wehrpflicht und 
staatliche Zwangsdienste ab und fordern ihre endgültige 
Abschaffung. Wir unterstützen 
KriegsdienstverweigererInnen weltweit.  
 
Die Vielfalt unseres Handelns verstehen wir als Basis 
für unsere Wirksamkeit. Wir begrüßen insbesondere 
originelle und kreative Aktionsformen und Aussagen, 
haben Spaß daran, an einem Strang zu ziehen, und 
lernen voneinander. 
 
Um unsere Fähigkeiten und Kräfte zur Verwirklichung 
der genannten Ziele zu bündeln und unsere Bereitschaft 
zum persönlichen Einsatz politisch wirksamer werden zu 
lassen, haben wir uns in der DFG-VK organisiert. In der 
DFG-VK unterstützen wir uns gegenseitig in unserem 
alltäglichen Engagement gegen den Krieg und sind da 
solidarisch, wo unsere Mitglieder, aber auch Menschen 
außerhalb unseres Verbandes durch dieses 
Engagement von Repressionen betroffen sind.  
 
Der politische Pazifismus, wie ihn die DFG-VK versteht, 
muss seine Unabhängigkeit gegenüber Regierungen 
und anderen Institutionen behaupten und bewahren.  
Wir fühlen uns mit Menschen und Gruppen mit ähnlicher 
Zielsetzung in unserem und in anderen Ländern 
verbunden und verstehen uns als Teil einer weltweiten 
Bewegung für Frieden, Gerechtigkeit und eine 
menschenwürdige Zukunft. 
  
(Dieses Grundsatzprogramm, das der Bundeskongress 
2013 beschlossen hat, ist die Basis, von der wir bei 
Diskussionen um aktuelle Fragen ausgehen. Dabei 
werden wir auch innerhalb der DFG-VK in den 
seltensten Fällen zu Einheitsantworten kommen. Das ist 
nicht schlimm, sondern sogar gut so: Denn der Frieden 
ist ein Prozess gegenseitiger Auseinandersetzung – und 
des Zusammenfindens zu gemeinsamer Aktion.) 

 
 
 
Ein Beitrag zur Frage: Warum eigentlich die Programmdiskussion: 
 
»Pazifistisch und antimilitaristisch«  
Kommentar von Frank Brendle zum BuKo 2013 in Dortmund  (wo war das veröffentlicht?? ZC?) 
 
„Die Deutsche Friedensgesellschaft hat ein neues Programm und einen erweiterten Sprecherkreis 
Das eigene Selbstverständnis und die Breite ihres Bündnisses bestimmten die Diskussionen des 
Bundeskongresses der Deutschen Friedensgesellschaft-Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK). 
Am vergangenen Wochenende fand es in Dortmund statt. Die etwa 80 Delegierten bestätigten mit 
großer Mehrheit den Politischen Geschäftsführer Monty Schädel im Amt. Er hatte in seinem 
Rechenschaftsbericht über anhaltenden Mitgliederschwund geklagt und mehr Unterstützung aus 
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dem Verband gefordert. Als Schritt in diese Richtung werteten viele Delegierte die Wahlen zum 
Bundessprecherkreis. Für ihn gab es während des Kongresses eine Vielzahl von Kandidaturen. Jetzt 
gehören dem Kreis neun Sprecher an, darunter nach wie vor der Buchautor Jürgen Grässlin (Freiburg) 
und mit Cornelia Mannewitz (Rostock) auch erstmals seit Jahren wieder eine Frau. Das Gremium 
bilde jetzt die politische Breite des Verbandes ab, der mit über 3000 Mitgliedern immer noch die 
größte Friedensorganisation in Deutschland sei, hieß es. 
 
Über genau diese Breite hatte es zuvor heftige Debatten gegeben. Anlaß dafür war der Entwurf zu 
einem neuen Grundsatzprogramm. Der Vorschlag von meist jüngeren, sich als Antimilitaristen 
bezeichnenden Aktivisten zielte darauf, das bestehende Programm zu aktualisieren, es 
erheblich zu kürzen und sprachlich zu überholen. Damit sollte sich die DFG-VK für politische 
Spektren öffnen, die sich selbst als antimilitaristisch definieren. Das stieß allerdings auf 
Widerstand älterer Mitglieder, die auch in der Wortwahl des Programms den pazifistischen 
Charakter gewahrt sehen wollten. Hinter dem Streit stehen unterschiedliche Bewertungen 
bestimmter Aktionsformen, zum Beispiel des Zerstörens von Kriegsgerät.“ 
 
======================================================== 
 
 
 
bericht buko 2013         thrö, 1.10./ 9.10.2013 
 
Bericht vom Bundeskongreß der DFG- VK in Dortmund 27.9. - 29.9. 2013 
für den Landesausschuß der DFG-VK Bayern, von Thomas Rödl 
 
1. Programmdiskussion 
 
1.1. Bilanz 
Mit dem Ergebnis kann ich leben. „Die DFG-VK ist eine pazifistische Organisation“, das wurde 
bestätigt und wesentliche Festlegungen aus dem alten Programm wieder eingefügt. Wir (LA, Gruppe 
München, meine Person) haben wichtige inhaltliche Diskussionen angestoßen. Das neue Programm ist 
schlechter strukturiert und weniger systematisch und enthält aktuelle und historische Aussagen, die in 
einem langfristig angelegten Grundsatzprogramm m.E. nichts zu suchen haben. 
 
 
1.2. Auftrag und Ergebnis? 
Begründung für die Programmdiskussion war, Deutschland sei im Krieg und das Programm reflektiere 
diese Tatsache nicht, und Aktualisierungen seien notwendig z.B. nach Aussetzung der Wehrpflicht. 
Der von der Programmkommission vorgelegte Entwurf ging weit über diesen Auftrag hinaus. Im 
Entwurf wurde der Pazifismus marginalisiert, die Festlegungen zum positiven Friedensbegriff sollten 
wegfallen und einem nicht weiter definierten Antimilitarismus Platz machen. War die Öffnung zum 
Antimilitarismus die Absicht des Programmentwurfs? Jedenfalls war das nicht die Aufgabe. In einer 
mühsamen, zeitaufwendigen und komplizierten Diskussion ist es beim Kongreß gelungen, 
wesentliche Passagen aus dem 93er Programm aufrecht zu erhalten. 
 
 
1.3. Verfahren 
Die Programmkommission hat zum BA am 6.7. 2013 als Tischvorlage einen Entwurf vorgelegt, der 
dort kein Konsens war, und den der BA dann gar nicht weiter diskutiert hat. Er beruhte weitgehend 
auf einem Vorschlag des LV Ost, der zwar schon einige Wochen vorher ( wann? im April??) irgendwie 
im Umlauf war, aber zum damaligen Zeitpunkt nicht absehbar war, daß der zum Ergebnis der 
Programmkomm. werden würde. 
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Anlaß und Zeit für die Gruppen (oder Landesverbände) den Entwurf intensiver zu betrachten, war 
dann erst, als dieser Entwurf tatsächlich zum Leitantrag beim BuKo und mit den Kongreßunterlagen 
verschickt wurde. 
Mein Vorschlag beim BA, daß alle Änderungen des Grundsatzprogramms als Streichungs- Änderungs- 
oder Ergänzungsanträge zum alten Programm einzubringen seien, wurde beim BA vom Tisch 
gewischt. Ich hatte auch keine Möglichkeit mehr, diesen Vorschlag zum Verfahren irgendwie formal 
einzubringen; bzw. ich dachte man wird dann wohl fairerweise und korrekterweise so verfahren. In 
der Antragskommission waren dann zufällig 3 von 5 Leuten auch AntragstellerInnen des 
Programmentwurfs, sie war also nicht neutral. Eine Debatte zum Verfahren hat es nicht gegeben. 
Was sollte wegfallen und warum? Das mußte dann von denen, die diese (oben behauptete) 
inhaltliche Verschiebung wollten, nicht weiter vorgestellt und begründet werden. Diejenigen, die 
ihnen wichtig scheinende Passagen aus dem alten Programm erhalten wollten, waren dann plötzlich 
in der Situation, als Änderung das einbringen zu müssen, was ihnen aus dem bisherigen 93er 
Programm wichtig und gültig erschien. 
So gab es also einen Entwurf (A 09), einen Ergänzungsantrag aus NRW (A 10), einen Änderungsantrag 
zu A 09 des BSK (ohne Monty Schädel), der erst eine Woche vor dem Kongreß vorlag, und dann in 
letzter Minute von der Gruppe München einen Ergänzungsantrag zum Änderungsantrag...... Also 
äußerst schwierig, die Relevanz und Reichweite der vielen Anträge einzuordnen und zu entscheiden. 
 
 
1.4. Inhalte 
Unser Vertreter in der Programmkommission , Manfred Diebold, hat in einer Synopse deutlich 
gemacht, welche Passagen des alten Programms gegenüber A 09 weggefallen wären, Johanna 
Pfeffer, Grp. München hat dann in einer kommentierten Gegenüberstellung auch versucht, die 
inhaltlichen Tendenzen des Entwurfs A 09 herauszuarbeiten. Dieses Papier wurde einem Teil der 
Delegierten auch noch über unsere Mailverteiler zugestellt, über den Verteiler des BV auch unser 
Diskussionspapier Pazifismus- Antimilitarismus. 
 
Der Programmentwurf A 09, der unserer (= zumindest 3 Delegierte aus München) Auffassung nach 
eine massive Veränderung bedeutet hätte, wurde zu keinem Zeitpunkt inhaltlich vorgestellt und 
begründet. 
Was ist Antimilitarismus? Diese Frage zu stellen wird offensichtlich von manchen schon als Polemik 
betrachtet. Mag ja sein daß in bestimmten politisch-regionalen Zusammenhängen der 
Antimilitarismus ein feststehender und mit konkreten Assoziationen versehener Begriff ist. Die 
Diskussionen machten aber wieder einmal deutlich, daß die Antimilitaristen unterschiedlich 
definieren, was das für sie bedeutet (in diesem Fall warens tatsächlich nur Männer). 
 
Wir (Gruppe München) hatten den Vorschlag eingebracht, in den Satz (A 09 ganz am Anfang) 
„In der Deutschen Friedensgesellschaft-Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen organisieren sich Menschen aus 
pazifistischer und antimilitaristischer Motivation...“ 
einzufügen: .“... organisieren sich Menschen aus pazifistischer und gewaltfreier antimilitaristischer 
Motivation“ 
 
Wie vorhergesehen hat das die Diskussion doch sehr beflügelt, die AntragstellerInnen A 09, 
wollten das natürlich (?) wieder raus haben. Tja warum - weil es halt AntimilitaristInnen gibt, 
die sich nicht als gewaltfrei verstehen, und die dürften wir nicht diskriminieren. Aber 
organisieren sich die wirklich bei uns, wenn doch das Programm, auch der Entwurf A 09, 
unsere Mittel und Methoden als gewaltfrei definiert? (Beim Bundeskongreß 2009 trat ein 
„nichtpazifistischer Antimilitarist“ in der Diskussionsrunde zur Gewaltfrage auf) 
 
Der Einleitungssatz des 93er Programmes 
„Die Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen ist eine pazifistische 
Organisation.  
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In ihr haben sich Menschen unterschiedlicher Weltanschauungen und politischer Auffassungen 
zusammengeschlossen, die ihre Verantwortung für eine menschenwürdige Zukunft erkennen und 
ernst nehmen wollen.“, wurde dann, zusammen mit dem Satz mit „gewaltfreier antimilitaristischer 
Motivation“, s.o., mit einer Stimme Mehrheit (nach meinen Aufzeichnungen, ggf. ergibt das Protokoll 
hier was anderes) wieder in die Neufassung reingeschrieben. 
 
Diesen erregenden und zermürbenden Vorgängen folgte dann, am Abend, parallel zur Inhalation der 
allfälligen Entspannungsbiere, eine Mauschelrunde, bzw. eine informelle Absprache bzw. ich wurde 
gedrängt, doch im Interesse des innerverbandlichen Konsenses und der Zusammenarbeit der 
Strömungen (sehr witzig!) doch auf den Zusatz „gewaltfreier“ zu verzichten - was der Kongreß 
soeben formal korrekt wenn auch knapp beschlossen hatte. Im Lichte des ebenso beschlossenen 
Einleitungssatzes, s.o., und im Kontext mit den weiter folgenden Festlegungen zu Zielen und Mitteln, 
die die Definitionen des Pazifismus des 93er Programmes im wesentlichen enthalten, konnte ich dem 
zustimmen. Und natürlich auch zusammen mit der Einschätzung, daß die Aussage „organisieren 
sich Menschen aus pazifistischer und antimilitaristischer Motivation...“ 
 
für außenstehende nicht zeigt, ob und inwiefern da ein Unterschied oder gar Gegensatz bestünde, 
und die AntimilitaristInnren notorisch dazu nix sagen. (vgl. unser Diskussionspapier). D.h. ein 
„normaler“ Mensch, der/die noch gar nicht weiß, daß mensch „pazi“ oder „antimili“ sein kann, wird 
da einfach drüber weglesen, und über die folgenden schwierigen Dinge sinnieren.  
Aber ich habe auch zugestimmt mit der Maßgabe, daß der Kongreß das am nächsten Tag noch ein 
mal abzustimmen habe, und die AntimilitaristInnen doch bitte ihren Wunsch nach Streichung von 
„gewaltfreier“ begründen mögen, am besten schriftlich. Also nicht einfach „redaktionell“ das 
Wörtchen in den Papierkorb verschieben.  
Der „Kompromiß“ wurde dann nicht klar vorgestellt. (Wer weiß wer mit wem da noch gesprochen 
hat.) Die Antragsteller A 09, also wohl die „AntimilitaristInnen“, wollten dann diesen Kompromiß 
auch nicht. Begründung der Ablehnung: „Aber da steht ja immer noch: „Pazifistische Organisation!“ 
Und: „Gewaltfrei ist doch nicht hinreichend definiert.“ Für einen Augenblick also mal inhaltlich! 
Nachdem die AntragstellerInnen von A 09 mit dem Entwurf (mit Kompromiß) dann nicht mehr 
einverstanden waren, ergab sich für kurze Zeit die Chance, zusammen mit denen, z.B. aus Bayern und 
Schleswig Holstein, die von vorneherein kein neues Programm wollten, das gesamte 
Programmprojekt dann scheitern zu lassen. Aber nein, letztlich ergab sich dann doch eine klare 
Mehrheit für den geänderten und ergänzten Text. 
 
 
1.5. Anmerkungen zum neuen Programm: 
 
Was durchaus interessant wäre, aber noch fehlt, ist eine Verdeutlichung, welche inhaltlichen Sätze 
aus dem 93er Programm weggefallen sind. Z.B.: „Pazifismus bedeutet für die DFG-VK das Streben 
nach gewaltfreien Formen der Konfliktlösung“. Da steckt m.E. mehr Selbstverpflichtung drin als in der 
Aussage: „Konflikte können dauerhaft nur gewaltfrei gelöst werden“ - d.h. die anderen sollen mal... 
(Zeile 76 Neufassung, nach Zeilenzählung im redigierten Text von Kai-Uwe Dosch). „Denken und 
Handeln der PazifistInnen ... zielen auf die Beseitigung aller Kriegsursachen...“ auch weggefallen, ich 
könnte nicht erklären warum. 
 
*Geschichte - woher wir kommen (Zeilen 16- 35 nach Progr. Red KUD): 
Der bisherige Text war besser; die jetzigen Aussagen sind teils nichtssagend, teils falsch - im kalten 
Krieg war der entscheidende Konflikt die Einflußnahme der Kommunisten auf die Friedensbewegung; 
und seit den 90er Jahren betreiben wir BoA! Die inhaltlichen Strömungen könnte man auch 
benennen - sozialdemokratisch, staatssozialistisch, anarchistisch.... Bekanntlich ist die Sichtweise auf 
die (eigene) Geschichte schon eine Frage des eigenen Standpunktes. Die Aussagen über die Zeit 
zwischen den Weltkriegen sind uninteressant. 
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* „Militarisierung der Gesellschaft“, (Zl. 41) 
ein Allgemeinplatz aus der Friedensbewegung, ich habe in meinem Beitrag zum Bericht des BSK 
eingewandt, daß einerseits die Eliten die Bundeswehr als außenpolitisches Machtinstrument haben/ 
benutzen wollen, andererseits in der Gesellschaft eine Distanziertheit zum Militär vorherrscht, die 
Auslandseinsätze abgelehnt werden, immer weniger Menschen von Militär und Rüstung abhängig sind 
etc. Eine Militarisierung der Gesellschaft im Sinne von Bewußtsein, Einstellung, Werten etc. ist durch 
nichts belegt. (vgl. dazu z.B. die Shell- Jugendstudien und die Studien des Soz-Wiss. Instituts der 
Bundeswehr) (Die Diskussion darüber wollte ich bei der Programmdiskussion nicht nochmal 
anzetteln) 
 
* „was wir wollen“ (Zl. 57 ff):  
Mit Krieg werden Konflikte nicht gelöst etc... das ist nicht falsch, aber hier nicht passend;  ... 
begründet die allgemeine Ablehnung von Krieg, sagt nix über unsere Ziele; ist für mich enthalten im 
Satz in Zl. 19..“. ...Ausweglosigkeit kriegerischer Konfliktlösung....“  
 
* „Unantastbarkeit der Menschenwürde“, Zl. 91:  
Mein Einwand war, es komme darauf an, ob die Menschenwürde tatsächlich geschützt sei! 
 
* „Demokratisierung politischer und ökonomischer Prozesse“ .(Zl. 92)..  
was soll „Demokratisierung ökonomischer Prozesse“ bedeuten? Gemeint ist wohl 
demokratische/gesellschaftliche Kontrolle über Investitionen, Verteilung der Überschüsse... wie soll 
das gehen ohne faktische Enteignung? Das klingt ziemlich sozialistisch, wird nirgends weiter erläutert. 
 
* „... wir haben Spaß daran, an einem Strang zu ziehen, und lernen voneinander“ Zl 119,  
das ist als Satire für außenstehende nicht erkennbar-  aus dem Ergänzungsantrag eines 
Bundessprecherkreises, der sich mit seinem Geschäftsführer so zerstritten hatte, daß es nur deshalb 
nicht zu einem Mediationsverfahren kam, weil der das (zu Recht) abgelehnt hat. Hat aber in einem 
Programm auch nix verloren, meinetwegen in einer Selbstdarstellungsbroschüre. 
 
 
1.6. Ausblick 
Positiv: Die Diskussion über Antimilitarismus hat begonnen; aber: die Strömungen in der DFG-VK 
werden weiter bestehen; die AntimilitaristInnen werden nicht mit dem Programm arbeiten bzw. für 
Pazifismus Werbung machen und die Diskussion über Zweckmäßigkeit und Sinnhaftigkeit von 
manchen Aktionsformen vermeiden. Positiv: BuWe abschaffen, allgemeine Abrüstung, „Frieden 
schaffen ohne Waffen“ (im Kongreßmotto) scheint auch von den AntimilitaristeInnen unterstützt zu 
werden, sie haben sich in der Vergangenheit dazu nicht oder unklar geäußert. 
 
 
2. BSK und BA 
Einige Konflikte im vergangenen BSK wurden in Berichten und Diskussionsbeiträgen angedeutet, der 
Eindruck bleibt, daß nicht alles auf den Tisch kam bzw. die Konflikte nicht konkret benannt wurden. 
Natürlich inhaltliche Differenzen über das Programm, die Mehrheit des BSK - ohne Monty S. - wollte 
wesentliche Aussagen des 93er Programms erhalten. Auch konnten sie sich nicht auf gemeinsame 
Vorlagen zur Geschäftsstelle und Stellenausstattung einigen. Ein Punkt der in den Unterlagen und 
Beiträgen zum Kongreß keine Rolle spielte: Mindestens 3 Bundessprecher haben mir im persönlichen 
Gespräch - in den letzten 2- 3 Jahren - mitgeteilt, daß sie in der Frage Distanzierung von 
Brandanschlägen unsere Auffassung (vgl. Erklärung des LV Bayern) haben, nicht die von Monty S. 
Die aber nicht bereit waren, den Konflikt öffentlich zu machen. 
Jetzt sind mit Cornelia M, Monty S., Ralf B., Thorsten S. (?) vier von 9 BSK- Mitgliedern dem 
Antimil- Flügel zuzuordnen (was aus den Protokollen des BA nicht hervorgeht, da die kaum jemals 
inhaltlich sind), die zusammen mit den LVs Meck-Pomm, Berlin-BB, LV Ost und Gruppe Hannover-
BS (und einige weitere) das „neue“ Programm als AntragstellerInnen eingebracht haben. Zusammen 
mit der Veränderung der Vertretung der Landesverbände beim BA - nur noch 3 pro LV - ergibt sich 
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eine Gewichtsverschiebung im BA! Die Regelung „3 pro LV“ begünstigt die mitgliedermäßig 
schwächeren LVs Meck-Pomm, Berlin-BB, LV Ost, s.o. 
Viele wenn nicht alle BSKs der Vergangenheit krankten daran, daß sie den BA als höchstes 
Entscheidungsgremium nicht akzeptierten sondern eigenständig Politik machen und den Verein als 
Quasi- Vorstand führen wollten. Wenn der BSK nicht den BA als Entscheidungsinstanz akzeptiert, der 
Vorgaben macht und Prioritäten setzt (setzen muß), wird er sich auch in Zukunft verschleißen und 
zerfleischen. Der BSK braucht keine Entscheidungen des BA vor zu besprechen und zu manipulieren, 
das ist zu mühsam, zeitraubend, und die Fähigkeit zur Einigung im neuen BSK wird noch geringer 
sein. 
Praktischerweise hat der BuKo kaum / keine politischen Vorgaben für die Schwerpunkte der künftigen 
Arbeit gemacht (vgl. auch die Beschreibung von Ansätzen und Arbeitsfeldern im Positionspapier 
Entmilitarisierung... die notorisch nicht als relevant betrachtet werden) 
Die Berichte des BSK bzw. PGF, zeigen, daß sie keine Ahnung haben, wie sie mit politischen 
Konflikten umgehen wollen. Selbstverständlich hat der PGF Beschlüsse des BA umzusetzen - und der 
BA muß bei seinen Vorgaben natürlich berücksichtigen, was mit welchem Zeitaufwand machbar ist. 
 
===========================================================0 
 
 

Programmdiskussion Fortsetzung 2 Jahre später: 
 
Anträge an den Bundeskongreß 2015 der DFG-VK Gruppe München,  
 
Zum Grundsatzprogramm, Abschnitt „Woher wir kommen“,  der gesamte Abschnitt, = Zeilen 16 bis 
38, soll gestrichen und durch die folgenden Zeilen ersetzt werden: 
 
„Ihr Pazifismus ist entstanden aus dem menschlichen Entsetzen über die Gräuel des 
Krieges und aus historischer und politischer Einsicht in die Ausweglosigkeit der 
Versuche kriegerischer Konfliktlösung. 
Er hat seinen geschichtlichen Ursprung insbesondere im Humanismus, in der 
bürgerlichen Friedensbewegung, der Bewegung der Kriegsdienstverweigerung und der 
Frage nach den gesellschaftlichen Ursachen von Krieg und Gewalt.“ 
 
Begründung: 
Die 2013 beschlossene lange Passage „woher wir kommen“ ist z.T. überflüssig, z.T. falsch. 
Die Formulierung: „… wurde 1892 von humanistisch geprägten Menschen gegründet, die entsetzt 
waren über die Gräuel des Krieges.“ Klingt zu distanziert…  Das Entsetzen über die Gräuel des Krieges 
bewegt auch uns immer noch und wir wollen mit dem Grundsatzprogramm Menschen ansprechen, 
die ebenso empfinden. 
Die Passagen über die DFG in der Weimarer Zeit sind in dieser Ausführlichkeit überflüssig und ohne 
Bezug zu aktuellen Aufgaben und Zielen. 
In den zeitlich näherliegenden Abschnitten fehlen entscheidende Themen wie Vietnamkrieg, 
Notstandsgesetze, Kriegsdienstverweigerung, Zivildienst, NATO-Doppelbeschluß, neue 
Friedensbewegung, einseitige Abrüstung- BoA, Rüstungsexporte, Atomwaffen, etc. etc.   
 „… engagiert sich für den Ausbau Ziviler Konfliktbearbeitung“? stimmt das wirklich? 
Weil das alles in der gegebenen Kürze nicht korrekt und angesichts der unterschiedlichen 
Strömungen auch nicht ausgewogen formuliert werden kann, sind die 2 Sätze zu Charakterisierung 
der Wurzeln der DFG-VK hinreichend und inhaltlich zutreffender. 
Es gibt auf der Internetseite eine kurze Abhandlung zur Geschichte der DFG-VK, das ist völlig 
ausreichend https://www.dfg-vk.de/verband/geschichte . 
 
Mit deutlicher Mehrheit abgelehnt! 
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Anträge an den Bundeskongreß 2015 der DFG-VK Gruppe München,  
 
 
Zum Abschnitt „Was wir wollen“: Folgender Satz soll nach Zeile 79 eingefügt werden: 
(also nach dem Satz: Wir fordern die Abschaffung der Bundeswehr als ersten Schritt zur weltweiten 
Abrüstung.) 
 
Wir fordern die vollständige weltweite Abrüstung unter demokratischer Kontrolle der 
Bevölkerung, weil die Kriegsgefahr erst dann gebannt werden kann, wenn die Mittel 
der Kriegführung beseitigt sind. 
 
Abstimmung 26 zu 26, also abgelehnt 
 
1. Der Satz ist 2013 möglicherweise versehentlich weggefallen. 
2. Der Satz enthält ein wichtiges Argument für die allgemeine und vollständige Abrüstung. 
3. Der Gedanke der Mitwirkung der Menschen/ der BürgerInnen bei der Abrüstung, 
drückt aus, daß wir die Abrüstung nicht den Regierungen und Experten überlassen wollen, daß wir 
neue Konzepte brauchen um Abrüstung wirklich umzusetzen. 
 
 

 
 
Berichte über die Diskussion in der DFG-VK und Überlegungen zur Frage 
Pazifismus- Antimilitarismus, 2009 bis 2012   gekürzt 25.3. 2019 

 
 
1. Pazifistische Grundsätze in der Bündnispolitik - Bundeskongreß in Hannover 2009  
 
2. Provokation "Schampus Saufen" und der Ruf nach Radikalität - Bericht vom Bundesausschuß 
vom März 2010 
 
3. Episode: Schulfrei für die Bundeswehr 
 
4. Aktionsformen und PazifistInnen - Bundeskongreß 2011 
 
5. Brandanschläge - Erklärungen und Beiträge 
 
6. Abrüstung oder Antikriegsarbeit - das Positionspapier Abrüstungspolitik 
 
 
 
 
1. Pazifistische Grundsätze in der Bündnispolitik - Bundeskongreß in Hannover 2009 
 
Der LV Bayern hatte einen Antrag eingebracht mit der Zielsetzung, die DFG-VK solle nur in 
Bündnissen mitarbeiten, die sich gewaltfrei verhalten, und wollte den Menschen den Rücken stärken, 
die in den verschiedenen Aktionsbündnissen agieren... 
 
Dieser Antrag war die Neuauflage eines Antrags v. 2007,. Entstanden nach den Aktionen gegen den 
G8 Gipfel in Heiligendamm 2007, der beim Buko 2007 abgelehnt wurde.  
(Anmerkung: wegen der Bewertung der Enthaltungen als Nein- Stimmen - vorher und nachher nie 
wieder so praktiziert, in der Folge eine öde Diskussion über diese Geschäftsordnungsfrage)  
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Nach den Krawallen bei der Anti-Nato- Demo in Straßburg 2009 überarbeitet und neu eingebracht, 
um eine breite Diskussion zu befördern und zu ermöglichen. Zumindest das haben wir auch erreicht. 
 
 
1-1 Der Antrag des LA Bayern: „Pazifistische Grundsätze in der Bündnispolitik" 
 
Angesichts der Vorgänge in Straßburg und Heiligendamm erklärt die DFG-VK: 
Die Friedensbewegung muß den Einschüchterungsversuchen und Provokationen der Staatsmacht gewaltfrei und 
nicht-provokativ gegenübertreten. Die DFG-VK bekräftigt ihre programmatischen Grundsätze: 
„Aus der Überzeugung, dass sich Mittel und Ziel entsprechen müssen, verfolgt die DFG-VK ihre politischen 
Ziele ausschließlich mit gewaltfreien Mitteln; diese schließen die Verletzung und Tötung von Menschen aus und 
zielen auf die Konfliktlösung durch Dialog. 
Gewaltfreie Methoden, wie zum Beispiel verschiedene Formen der Verweigerung, ziviler Ungehorsam, direkte 
gewaltfreie Aktion, orientieren sich an der moralischen Legitimität der Ziele und Mittel, nicht an der formalen 
Legalität.“ 
Die DFG-VK arbeitet nur in Aktionsbündnissen mit, die zustimmen, sich auf dieser Grundlage verhalten.  
(dieser Satz wurde gestrichen) 
Funktionsträger und Aktive der DFG-VK werden aufgefordert, den Grundsatz der Gewaltfreiheit in den div. 
Bündnissen aktiv zu vertreten. 
Die DFG-VK distanziert sich öffentlich von Gewalthandlungen gegen Menschen. Die DFG-VK erwartet von 
Bündnispartnern die Respektierung der Menschenrechte. (Ende Antrag) 
(der letzte Satz wurde auch gestrichen)“  
 
Der somit kastrierte Antrag wurde angenommen, nirgends veröffentlicht, und nirgends wurde über die damit 
verbundene Diskussion berichtet- was einerseits frustrierend ist, für uns als Antragsteller, andererseits ganz 
gut, denn über diese Streichungen zu berichten könnte verbandsschädigend sein. („wir erwarten nicht, dass 
unsere Bündnispartner die Menschenrechte respektieren“!!) 
 
In der ausführlichen, teils polemischen und sehr polarisierten Diskussion zum Antrag gab es zwei 
Themenkomplexe: a) Bündnisarbeit und b) Gewaltfreiheit: 
 
a) Bündnisarbeit: 
wurden solche Argumente genannt: „wir wollen keine Vorgaben für die Bündnisarbeit“ - „eine Richtung in der 
FB darf den anderen nicht seine Meinung aufdrängen“ - „Festlegung auf Gewaltfreiheit macht uns 
bündnisunfähig.“ 
Zitat: "Wer die Gewaltfreiheit in den Mittelpunkt stellt, spaltet die Friedensbewegung" (sinngemäß, Bruni M-R, 
meine Notizen v. BuKo 2009) 
 
Diejenigen, die dieses vorbringen, scheinen also zu wissen, daß es Bündnispartner gibt, die nicht auf 
verletzende und tötende Gewalt verzichten wollen? Ja gibts denn solche? Schwer zu sagen, denn es gibt 
natürlich keine Gruppe, die offen sagt, „wir wollen Gewalt anwenden wenn s dafür steht“. Die Sprachregelung 
ist: Dazu äußern wir uns nicht (konkretes Beispiel: Demobündnis gegen die Sicherheitskonferenz in München) 
 
Nach den Krawallen in Straßburg, zu diesem Thema Stephan Philipp in der Zivilcourage 2-2009: 
 
"Unstrittig in der DFG-VK dürfte aber sein, dass Aktionen so angelegt und durchgeführt werden 
müssen, dass sie friedlich, gewaltlos und die Verletzung anderer Menschen ausschließend sind. Die 
Übertretung von Gesetzen wäre damit grundsätzlich nicht ausgeschlossen, die Ausübung zivilen 
Ungehorsams wäre vielmehr Bestandteil dieses Verständnisses. Gleichzeitig wäre aber auch die 
Trennlinie eindeutig fixiert: Der kategorische Ausschluss menschenverletzender Gewalt. Dafür 
braucht sich eine Organisation wie die DFG-VK nicht zu rechtfertigen, dafür muss sich kein DFG-
VK-Mitglied entschuldigen. Dem Vorwurf der „Spaltung“ (der Friedensbewegung) würde man 
begegnen mit: „Ja! Genau diese wollen wir - an der Frage der menschenverletzenden Gewalt. Wer mit 
uns gemeinsam eine Aktion machen will, der muss sich dafür auf diese Bedingung einlassen. Wer an 
einer unserer Aktionen teilnehmen will, der muss diese Voraussetzung in seinem Handeln erfüllen. 
Keine Organisation und keine Einzelperson wird gezwungen, mit uns zusammenarbeiten, an unseren 
Aktionen teilzunehmen.“ Für PazifistInnen heiligt der Zweck die Mittel nicht, im Gegenteil bilden ihre 
Methoden das angestrebte Ziel bereits ab." 
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Bei der Diskussion BuKo 2009 dominierte eindeutig die Stimmung - Spaltung darf nicht sein! So war auch das 
Ergebnis der Abstimmung. 
 
b) Gewaltfreiheit: Das Argument: Wir werden uns doch verteidigen dürfen, wenn wir z.B. von Neonazis 
angegriffen werden..... Sicher ein Problem, wie gehen wir mit gewalttätigen Neonazis um?  
Aber die Formulierung... „wir verfolgen unsere politischen Ziele ohne verletzende und tötende Gewalt“ hat ja 
genau solche Diskussionen schon reflektiert. Der Pazifismus der DFG-VK erfordert eben nicht den völligen 
persönlichen Gewaltverzicht. Dieser Einwand (und ähnliche) gegen unseren Antrag hat für mich eher gezeigt, 
daß wir solche Diskussionen auch in unserem eigenen Verein immer wieder führen müssen (Verweis auf die 
Fragen im Prüfungsausschuß für KDVer).  
Und natürlich, wenn wir Kapazität dafür hätten, zu überlegen, wie man mit Neonazis anders umgeht als auf 
Gegengewalt zu setzen. (Anhang: Gewaltfrei gegen Nazis) 
 
 
1-2. Die Diskussionsrunde beim Buko 09 
 
„mit VertreterInnen aus antimilitaristischen Bewegungen“ (DS, GrasWurzelRevolution, Interventionistische 
Linke, Gewaltfreie Aktion Atomwaffen Abschaffen, „Bundeswehr Wegtreten“), darunter auch 
„nichtpazifistische antimilitaristische AktivistInnen. 
Es ging die ganze Zeit um Gewalt, Gewaltkultur, Aktionsformen, Ausschreitungen bei den 
Großdemonstrationen, anlässlich der Bilder von der Großdemo in Straßburg, 2008, aber die Diskussion hatte 
keinen Titel, mir scheint man hat sich nicht getraut, die Gewaltfrage auch in den Titel zu schreiben. 
„Interventionistische Linke“ und „Bundeswehr wegtreten“ haben keine Aussage zur Gewalt gemacht, und alle 
anderen, auch die gewaltfreien, (Graswurzel und GAAA) haben so getan als wären die Unterschiede eh klar. 
In der Diskussion wurde wieder die Position vertreten: Wer Gewaltfreiheit einfordert, spaltet die Bewegung. 
Aber auch die Kritik wurde formuliert an den sogenannten „Autonomen“- diese sollten sich erst mal selber 
entmilitarisieren. (Auch über diese immerhin abendfüllende Diskussion stand keine Zeile in der Zivilcourage, 
auf Anfrage erklärte der Redakteur, er habe kein Interesse, diese Diskussion zu dokumentieren) 
 
(es gab/ gibt bis heute keine Dokumentation des Bundeskongresses 2009 in Hannover ) 
(Satzung schreibt Dokumentation des BuKo vor) – klar dass M.S daran kein Interesse hatte. 
 
 
2.  Provokation "Schampus- Saufen" und der Ruf nach Radikalität - 
Bericht vom Bundesausschuss vom März 2010 
 
Am Wochenende 13.-14. März 2010 hat der BA der DFG- VK getagt und sich fast ausschließlich mit der 
angekündigten Aktion des LV Berlin-Bb. „Feste feiern wie sie fallen“ Aufruf zum Schampussaufen, wenn der 
nächste Soldat der Bundeswehr fällt ,am „Tag Y“, beschäftigt.  
 
(Anmerkung: Bericht vom Bundesausschuß der DFG-VK in Frankfurt am 13.3.- 14.3. 2010 in 
Frankfurt/M an den Landesausschuß der DFG-VK Bayern, Thomas Rödl, 24.- 26.3. 2010, 5.5.10. 
redaktionell gekürzt)  
 
Der LA Bayern hat sich in seiner Sitzung vom Januar 2010 von dieser Aktion distanziert. Zwischenzeitlich wurde 
in der Zivilcourage No 1/ 2010 umfangreich kontrovers diskutiert  
Als Ergebnis der BA- Sitzung wurde ein Brief an den LV Berlin-Bb verfaßt. (inzwischen verschickt?) Inhalte 
und Verlauf der Diskussion, sowie zu befürchtende weitere Folgen veranlassen mich zu diesem ausführlichen 
Bericht. 
Der Streit über die Bewertung der Berliner Aktionsankündigung blockiert die Arbeit des BSK und des BA und 
scheint - absurderweise - zu einem Richtungskampf innerhalb der DFG-VK geworden zu sein.  
 
Satireaktion? 
„Schampussaufen“ wird im o.a. Brief jetzt als Satireaktion bezeichnet. Daß es eine solche sein soll, war für uns, 
viele außenstehende und Medienleute nicht erkennbar. „Ätsch, reingefallen - es sollte eine Provokation und 
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Satireaktion werden!“ Damit könnte man es bewenden lassen. Dies festzustellen und gleichzeitig, daß auch 
eine Satireaktion mal danebengehen kann, und die Aufforderung an die verantwortlichen Berliner Mitglieder, 
die Aktion so nicht durchzuführen, darauf hätte man sich doch innerhalb kurzer Zeit einigen können? 
Zusammengefaßt war das auch das Ergebnis der Beratungen - das besagt der Brief mit etwas freundlicheren 
Worten. Dieser Brief wurde dann auch im Konsens verabschiedet. Nur worüber haben wir dann ca. 6 - 7 
Stunden diskutiert? 
Nämlich über....Pazifistische Positionen - Ausgrenzung von Strömungen - Radikalität oder gesellschaftliche 
Mitte - neue Programmdiskussion - Pazifismus oder Antimilitarismus - Spaltung und Bündnisfähigkeit... 
 
Ethische Grundpositionen 
Zitat Programm: Er (der Pazifismus) hat seinen geschichtlichen Ursprung insbesondere im Humanismus, in der 
bürgerlichen Friedensbewegung, der Bewegung der Kriegsdienstverweigerung und der Frage nach den 
gesellschaftlichen Ursachen von Krieg und Gewalt. 

Von vielen Menschen in der DFG-VK wurde die Aktion „Schampus saufen am Tag Y“ („wenns wieder einen 
Soldaten der Bundeswehr erwischt“) als zynisch und menschenverachtend betrachtet und argumentiert, 
Freude oder Häme über den Tod von Menschen, auch von Soldaten, sei mit unserer Grundposition „Verzicht 
auf verletzende und tötende Gewalt“ nicht vereinbar. Wer menschliches Leben achtet und unter allen 
Umständen respektieren will, kann sich nicht über den Tod von Soldaten freuen, egal welche Uniform sie 
getragen haben. Schadenfreude bedeutet, ihnen nachträglich das Recht auf Leben abzusprechen. So wurde in 
vielen Beiträgen aus dem Verband, vom LV BaWü, von Jürgen Gässlin in der ZC 1-10, beim besagten BA auch 
von mir und von allen Bundessprechern argumentiert, mit Ausnahme von Geschäftsführer Monty Schädel. (er 
hat nicht behauptet, diese Argumentation sei falsch, er hat einfach keine Stellung bezogen?) 
Daher mein Antrag, in den am Sonntagvormittag vorliegenden Kompromiß- Briefentwurf (Brief an LV B-Bb) 
ziemlich am Anfang den Satz einzubauen: „Freude über den Tod von Menschen widerspricht unseren ethischen 
Grundpositionen“ Dies aber nur in der Form einer Mitteilung...“wir denken so... und daher finden wir Eure 
Aktion nicht gut“ - und keineswegs mit dem Imperativ: Ihr müßt auch so denken! Dieser Satz wurde dann 
tatsächlich kontrovers diskutiert und nur denkbar knapp positiv abgestimmt. 12 dafür, 10 dagegen - und das 
empfinde ich bis heute als erschreckend, daß fast die Hälfte der BA Delegierten (incl. Geschäftsführer und 
Redakteur Zivilcourage) diese Position nicht teilen bzw. den Berliner FreundInnen nicht mitteilen wollen. 
Unverständlich ist dieses Abstimmungsergebnis vor dem Hintergrund, daß in der Diskussion niemand die 
Position vertreten hat, daß es für Pazifisten angemessen sei, den Tod von Soldaten wirklich zu feiern. 
Widersprüchlich auch im Zusammenhang mit den weiteren, unstrittigen Passagen des Briefes, die besagen, der 
Eindruck, die Friedensbewegung freue sich über Tote, unser Anliegen und die Friedensbewegung schädige. Ja 
warum denn? weil Freude über den Tod unserem und dem dem moralischen Empfinden der überwiegenden 
Mehrheit unserer MitbürgerInnen widerspricht. 
 
Taktik 
Wieso drehen und winden sich Aktive unseres Verbandes über Stunden, nur um zu vermeiden daß diese 
Position formuliert wird?  
Die Länge der Diskussion an diesem BA hatte sicherlich auch einen taktischen Grund- bei der Abstimmung am 
Sonntag waren Bundessprecher Wolfgang Menzel und Klaus Pfisterer aus Ba Wü nicht mehr anwesend, aber 
zwei Delegierte aus Meck Pomm neu dazugekommen. Am Samstag Abend wäre die besagte Abstimmung 
vermutlich 14 zu 8 ausgegangen. (zumindest dem Moderator der Diskussion, Stephan Philip, und dem 
Bundesgeschäftsführer, war bekannt, daß die Zusammensetzung am Sonntag anders sein würde). Erklärte 
Absicht des Moderators war von Anfang an, am Samstag nicht mehr zu einer Abstimmung zu kommen. 
 
Höhepunkt der Selbstverarschung war dann noch die Abstimmung über die Frage, ob der von über 20 
Delegierten stundenlang diskutierte Brief überhaupt veröffentlicht werden solle! Auch ein netter Beitrag zur 
Frage der Effektivität unserer Arbeit und ein wichtiger Beitrag zur Hebung der Motivation für Verbandsarbeit in 
der DFG-VK - wir verabschieden einen Brief nach heftigen Debatten, nur um ihn dann heimlich abzuheften 
(Vorsicht Satire!) 
 
Eskalation- Grundsatzdiskussion 
Die DFG-VK beschäftigt sich Stunden um Stunden mit politischen Konzepten und Positionen, die durch die 
Schampus- Satire- Aktion weder begründet noch in Frage gestellt werden!  
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Ausgrenzung - Spaltung 
Die Berliner FreundInnen wollen Kriege verhindern, Militär abschaffen, das Soldatentum ächten, die 
Kriegstreiber und die Kriegsprofiteure und ihre Heuchelei entlarven - wie wir alle. Das hat nie irgendjemand 
bestritten.  
Wie schon ausgeführt ist die Menschenverachtung, die in der Aktionsankündigung zum Ausdruck kam / kommt, 
Gegenstand der Kritik und Anlaß zur Distanzierung, mit der angekündigten, möglichen Konsequenz, daß der 
Bundessprecherkreis einen Ausschlußantrag stellen könnte (und bei Widerspruch der BA dann als letzte Instanz 
darüber entscheiden müßte). Es geht nicht um die Ausgrenzung einer politischen Strömung aus der DFG-VK - 
welche politische Richtung stünde denn hinter der Schampus-Aktion? Niemand beim BA (auch nicht der Artikel 
von Jürgen Grässlin in der ZC) hat die Berliner verantwortlichen FreundInnen in eine bestimmte politische Ecke 
gestellt, die mit dem Pazifismus der DFG-VK unvereinbar sei. Sie (wer genau ?- Januschke, Brendle, Ziegler, 
Schulz und Co., und wie viele weitere in einem Landesverband von 250 Mitgliedern dort?) stehen vielleicht für 
ethischen Nihilismus, für Verbalradikalismus, für die Verwendung rückwärtsgewandter, historisierender 
Schlagworte in ihrer Agitation („Vaterlandsverrat“, „Wehrkraftzersetzung“, „Wiederentwaffnung“ etc.), deren 
Verwendung ich für unverständlich und politisch unsinnig halte, aber das hat in der Debatte und in meiner 
(unserer?) Kritik and er Berliner Aktion keine Rolle gespielt. Sondern es geht und ging lediglich um die 
Verhinderung dieser bestimmten Aktion, die in ihrer politischen Wirkung für schädlich gehalten wird. (und 
darüber waren wir uns ja wiederum einig). 
 
Wenn jetzt (nachgeschoben?) gesagt wird, das sei ja nicht ernst gemeint sondern eben Satire gewesen, dann 
wird ja die Bewertung „menschenverachtend“ eingeräumt - klar, darin liegt ja gerade die Provokation. 
Haben sich einige BA- Delegierte also nur dagegen gewehrt, die Kritik der Aktionsform mit pazifistischen 
Grundsätzen zu begründen? 
Mir scheint es gibt eine Einstellung - „Strömung?“ (nirgends expliziert) in der DFG-VK, die in etwa besagt, wer 
pazifistische Positionen betone, grenze andere „radikale“, „antimilitaristische“ Positionen aus und das führe 
zur Spaltung der DFG-VK bzw. der Friedensbewegung. 
 
 
Pazifismus - Antimilitarismus 
Wie kann das sein, wenn wir uns in der Zielsetzung und in der Wahl der Mittel doch einig sind? Ist es denkbar 
dass jemand aus der DFG-VK austritt mit der Begründung, „jetzt betont Ihr aber die Grundsätze, die im 
Programm stehen, jetzt trete ich aus!“ Und wer würde den ernst nehmen? 
Ist es denkbar dass irgendeine Organisation in der Friedensbewegung sagt, „jetzt arbeiten wir nicht mehr mit 
Euch zusammen, weil Ihr pazifistische Grundsätze betont?“ 
 
„Die DFG-VK ist eine pazifistische Organisation, aber das heißt noch lange nicht, daß alle Mitglieder 
Pazifisten sind“,  
so Tobias Pflüger am 13.3. 2010 in Frankfurt; (der normal nicht beim BA ist und auch kein Mandat eines 
Landesverbandes hatte); ansonsten fand er die Berliner Aktion auch bescheuert. 
 
Wo liegt denn der Unterschied zwischen Pazifismus und Antimilitarismus, wenn nicht in der Frage der Gewalt, 
der Notwendigkeit von Militär und des gerechten Krieges? Antimilitaristen sind diejenigen, paradoxerweise, die 
gegen Militarismus sind und gegen Militarisierung, aber Militär nicht abschaffen wollen; die gegen den Krieg 
sind, aber nicht gegen die bewaffnete Revolution und gegen die Verteidigung des Sozialismus. (So meine 
Beobachtung der letzten ca. 15 Jahre) Das ist doch der schlichte Kern, auch wenn die „Antimilitaristen“ in der 
Regel vermeiden, ihre Position zu definieren (und vielleicht voraussetzen dass mensch Karl Liebknecht gelesen 
hat).  
(der Unterschied zwischen Pazifisten und Antimilitaristen ist jedenfalls nicht, dass die einen die Wehrpflicht 
abschaffen wollen und die anderen nicht, wie Stephan Philip erklären wollte...) 
 
Wie will mensch zu einer Einsicht kommen und zu einer vernünftigen Politik, wenn mensch die Dinge nicht 
beim Namen nennt? Wie wollen wir unsere Politik darstellen und neue Mitglieder gewinnen, wenn wir immer 
nur von „Strömungen“ und „Spektren“ und "Strukturen" reden, ohne zu sagen worum es geht. 
 
„Es gibt unterschiedliche Strömungen, und wir dürfen keine ausgrenzen“ - ja welche denn? Ist das nicht eine 
Rhetorik aus der Zeit des Kalten Krieges mit der Absicht, den Pazifismus klein zu halten und die Dominanz des 
realsozialistischen Flügels zu garantieren? 
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Inzwischen unterstützen auch manche Kommunisten die Forderung nach Abschaffung der Bundeswehr, und 
wer glaubt noch an den revolutionären Krieg? Jedenfalls nicht die pazifistisch denkenden Jugendlichen, die wir 
eigentlich erreichen sollten. 
 
Spaltung  
Der Vorwurf der Spaltung wurde auch speziell gegen mich vorgebracht, in polemischer Form, auch 
schon beim Bundeskongreß 2009 in Hannover, so dass ich mich gezwungen sehe, mich ausführlich 
mit dieser Grundsatzdiskussion zu beschäftigen. Diese Angriffe gegen mich zielen darauf ab, die 
pazifistischen Grundsätze der DFG-VK als eine beliebige Strömung unter vielen anderen klein zu 
reden; und die Befürchtung taucht auf, dass mit einer neuen Programmdiskussion das pazifistische 
Programm der DFG-VK wieder verwässert und entschärft werden soll (im o.a. , überholten, 
antimilitaristischen Sinne). (Thomas Rödl, März 2010)  
 
========================================================== 
 
4. Zur Diskussion über Gewaltfreiheit und Aktionsformen  
beim Bundeskongreß 2011; Kommentar von Thomas Rödl, v. 28.10.2011 
 
 
"Die Programmdiskussion geht weiter", bzw. "Diskussion über Programm und  Aktionsformen ist nicht 
abgeschlossen" - Aussage im Rechenschaftsbericht des BSK und Beitrag einer Delegierten aus MeckPomm- wie 
ist das zu verstehen? Doch nur so, dass das Grundsatzprogramm in Frage gestellt wird, obwohl niemand 
konkrete Änderungsanträge gestellt hat. 
Zur Diskussion über Aktionsformen: Bei der Diskussion dazu zeigt sich, dass hinter "Provokation" und 
"Radikalität" kein Konzept steht und keine konkreten Vorschläge vorliegen ( was wurde vorgebracht: 
traditionelle Aktionsformen - Demo - und der oft gehörte Appell, sich zu beteiligen; individualistisch, 
anarchistisch und moralisch begründete gewaltfreie Aktionen ohne politischen Kontext; Forderung nach 
Provokation und Radikalität ohne konkrete Vorschläge) 
 
Etwa zwei Drittel der Delegierten haben den Antrag zu den Aktionsformen aus NRW abgelehnt. (s.u.) 
Er enthielt eine Wiederholung der Passagen zur Gewaltfreiheit aus dem Grundsatzprogramm, und die neue 
Aussage war lediglich: Nicht-legale Aktionen müssen im politischen Kontext vermittelbar sein. Das kann mensch 
so interpretieren: Die Aussage zur Gewaltfreiheit wird nicht bestätigt! Wir akzeptieren alle Aktionsformen, egal 
ob sie verstanden werden, uns Sympathien bringen oder nicht. 
(Bei der gleichen Veranstaltung war zu hören: "Schritte zur Abrüstung" sei im Bündnisbereich auf wenig 
Gegenliebe gestoßen - daher zu mühsam oder aussichtslos, das weiter zu verfolgen) 
 
Der (einzige) konkrete Bezug dieser Diskussion zu Aktionsformen ist doch wohl a) Straßburg 2009, b) die 
Schampus- Saufen- Provokation in Berlin 2010; c) die Brandanschläge, die von "bundeswehr wegtreten" 
propagiert werden. 
Möglicherweise waren sich viele Delegierten nicht im klaren, wie die Abstimmung in diesem Zusammenhang 
interpretiert werden kann, ja interpretiert werden muss. 
Wenn es von vorneherein keine Diskussion geben soll über Effektivität, Sinnhaftigkeit, Vermittelbarkeit einer 
nicht-legalen gewaltfreien Aktion ist auch kein Konsens möglich - das ist zerstörerisch für eine politische 
Organisation! 
 
Die Idee der gewaltfreien Aktion ist doch: Ein bewusster Regelverstoß, Blockade, Go-In oder Sachbeschädigung 
richtet sich direkt, symbolisch oder gar effektiv, gegen den Militärapparat. Die gewaltfreien Aktivisten 
bekennen sich zu ihrer Antikriegsaktion, organisieren Solidarität und stehen die Prozesse durch und nutzen die 
Verhandlungen als Forum für Medienarbeit. 
Leider finden sich keine Massen für politische Aktivitäten, und schon gar nicht für gewaltfreie Aktionen gegen 
den Militärapparat, gegen den Afghanistankrieg - traurig aber das ist so. Daran wird sich durch Brandanschläge 
(in krimineller Manier) nichts ändern. Wer glaubt daß das jemand aufrüttelt? Wer glaubt, den Krieg durch 
Sabotageaktion beenden zu können? 
Durch die Wahl einer Beauftragten für ein antimilitaristisches Netzwerk, die angibt, in der Gruppierung 
"bundeswehr wegtreten" aktiv zu sein, ist die Lage für mich weiter zugespitzt; ab jetzt gibt es eine "offizielle" 
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Verbindung der DFG-VK zu dieser Gruppierung, die keine politische Aussage zu Militär und Bundeswehr trifft, 
aber offensichtlich Brandanschläge gegen Bundeswehr, Bahn und DHL befürwortet. 
 

Antrag an den Bundeskongress  2011 der DFG-VK  

(von Kai-Uwe Dosch und Joachim Schramm (LV NRW) 

Gewaltfreie Aktionsformen der DFG-VK 
Die DFG-VK führt neben vielfältigen Protest-, Informations- und  Lobbyaktivitäten auch gewaltfreie direkte 
Aktionen durch. Diese können sich unter anderem gegen deutsche und ausländische Militärstützpunkte oder 
Rüstungsunternehmen richten.  
Solche Protestaktionen müssen sich an der moralischen Legitimität der Ziele und Mittel  orientieren. Diese 
Aktionen können auch provokativ sein. Doch ihre Legitimität muss immer wieder im gesellschaftlichen und 
politischen Umfeld begründet und vermittelt werden können. 

Entsprechend unserer Grundsätze schließen wir verletzende und tötende Gewalt aus.  

Die DFG-VK ist eine gewaltfreie, pazifistische und antimilitaristische Organisation, doch sie arbeitet punktuell 
auch mit anderen Organisationen zusammen, deren Grundsätze ihren eigenen nicht genau entsprechen. Die 
Ziele und Mittel dieser Zusammenarbeit müssen jedoch abgestimmt sein und dürfen denen der DFG-VK nicht 
widersprechen.  
 
Begründung: 
Der Antrag stellt einen Versuch dar, die in der Vergangenheit in der DFG-VK aufgekommenen Diskussionen um 
den akzeptablen Rahmen der Aktionsformen der DFG-VK aufzugreifen und einen solchen Rahmen festzulegen.  
 
 
======================================== 
 
5. Brandanschläge - Erklärungen und Beiträge 
 
Diese Brandanschläge (gegen Fahrzeuge der Bundeswehr, gegen DHL- Transporter und Privat-PKWs 
von bundeswehrangehörigen) sind Aktionen der sog. Antimilitaristen, die Botschaft des 
Geschäftsführers ist, es steht uns nicht zu, nachzufragen und Konzepte zu erwarten. 
Antimilitaristen tun das, und wir haben das zu akzeptiere. Zeigt den emotional aufgeladenen 
Umgangston 
 
Mein Kommentar im Pax-An 2-11, S. 3  
http://www.dfg-vk-bayern.de/pdf/pax-an-2011-2%28bunt%29.pdf  
 „Rote Linie“ Artikel Zivilcourage 2-12, Kommentar von Stephan Phillip; Leserbriefe in der ZC 3-12 - 
nicht online und auf viele Quellen verstreut! (25.3. 2019) 
 
 
Unsere Presseerklärung vom Dez. 2011 
 
An ausgewählte Medien und an      München, den 8.12.2011 
Organisationen der Friedensbewegung 
 
Aus Anlaß der Brandanschläge gegen DHL- Fahrzeuge, Bundeswehrfahrzeuge und Einrichtungen der 
Deutschen Bahn, erklärt der Landesausschuß der DFG-VK Bayern: 
 
Der Krieg in Afghanistan läßt sich nur politisch beenden, nicht physisch und materiell durch 
Schädigung des staatlichen Apparates und seiner Hilfsorganisationen. 
 
Gewaltfreie Handlungsmöglichkeiten gegen den Krieg bzw. gegen die politischen Schreibtischtäter in 
Deutschland sind längst nicht ausgeschöpft. So finden z.B. permanente Mahnwachen und Blockaden 
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der verantwortlichen Politiker, direkte gewaltfreie Aktionen an den Militärstützpunkten, 
Bundeswehreinrichtungen und Rüstungsbetrieben nicht statt. 
 
Der politische Pazifismus der DFG-VK schließt verletzende und tötende Gewalt in der politischen 
Auseinandersetzung aus. Bei Brandanschlägen ist prinzipiell nicht auszuschließen, daß Menschen zu 
Schaden kommen. Ein einmal gelegter Brand kann sich sehr schnell jeder Kontrolle entziehen und 
Unbeteiligte und Feuerwehrleute gefährden.  
Sabotageaktionen und Gewalt gegen Sachen müssen sich in einen politischen Zusammenhang 
einordnen. Die Symbolik einer Aktion gegen die Kriegsmaschinerie muß unmittelbar einleuchtend 
sein.  
 
In krimineller Manier ausgeführte Brandanschläge vermitteln keine Antikriegsbotschaft. Sie haben 
keine Sympathien in der Bevölkerung und bringen der Friedensbewegung keinen politischen Nutzen. 
Die DFG-VK Bayern hält es für illusionär, daß durch Brandanschläge Menschen aufgerüttelt und 
gegen den Krieg aktiviert werden können. 
 
Die DFG-VK betrachtet die „Abfackler“ nicht als Teil der Friedensbewegung und fordert sie auf, in 
einen offenen Dialog über politisch effektive und moralisch vertretbare Aktionsformen einzutreten. 
 
für Rückfragen: Thomas Rödl, Sprecher der DFG-VK Bayern,   
 
Hinweis: Diese Meldung wurde einige Wochen innerverbandlich diskutiert und steht in keinerlei 
Zusammenhang mit dem Abbrennen von Polizeifahrzeugen in München am 7.12.11 
 
 
================================================================ 
 
 
6. Abrüstung oder Antikriegsarbeit 
 
"Schritte zur Abrüstung" war Beschlusslage der Bundeskongresse, mindestens 1999 bis 2007, war als 
Schwerpunkt gedacht aber nie wirklich zum Schwerpunkt geworden, bzw das wurde verhindert bzw. 
durch Gegenprojekte oder einfach real andere Schwerpunkte verhindert. 
Es ist Nicht gelungen eine Abrüstungskampagne im Verband durchzusetzen - auch als Folge von 
Chaotentum, Einzelerscheinungs- und Aktualitätsorientierung zu verstehen - seit dem Umgang mit 
den Brandanschlägen etc. stelle ich das auch in den Zusammenhang Pazifismus - Antimilitarismus. 
Siehe Meine ausführliche Darstellung der Schritte- Kampagne für Forum Pazifismus.  
http://www.schritte-zur-abruestung.de/2012-forum-pazifismus.pdf  
 
Wir müssen Antikriegsarbeit betreiben - nicht Bundeswehr abschaffen   Beitrag vom GF (Monty) bei 
der Diskussion um das Positionspapier. Wer an die revolutionäre Gewalt glaubt, daran dass prinzipiell 
Militär für die richtigen Zwecke eingesetzt werden kann, der argumentiert und arbeitet nicht 
grundsätzlich gegen Militär…  bewußte Nicht-Aussage zur Gewalt (auch) von den linksradikalen, die 
an den gerechten Krieg glauben. (es gibt wie üblich kein inhaltliches Protokoll, das das belegt) 
 
=============================== 
 

Diskussionspapier: Pazifismus - Antimilitarismus - wo stehen wir? 
 
http://www.dfg-vk-bayern.de/pdf/2013_06_05-Pazifismus-Antimil-Diskussionspapier.pdf 
 
In der veröffentlichten Fassung nicht enthalten:  Falscher oder heuchlerischer Antimilitarismus: 
Unter Antimilitarismus firmiert in Deutschland eine traditionelle linke Strömung, die "den 
Militarismus" in den kapitalistischen Staaten bekämpft, aber nicht prinzipiell gegen Militär 
argumentiert und arbeitet, weil sie an die bewaffnete Revolution, an die Eroberung der Staatsmacht 
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durch die Arbeiterklasse und an die Notwendigkeit (und Möglichkeit) der Verteidigung des 
Sozialismus glaubt. 
(Quellen: Broschüre der DKP: Kommunismus- Pazifismus - von 1982; steht bei mir im Bücherregal; 
Lenin-Zitat aus dem Zusammenhang um die Münchner Siko- Demo. - nachschauen; Liebknecht zum 
Militarismus...) 
 
Militärisch organisierte Gewalt / Staatsgewalt, die für ein für gerecht erachtetes Ziel eingesetzt wird, 
wird prinzipiell akzeptiert. Das ist der instrumentelle Militarismus der leninistisch- kommunistischen- 
staatssozialistischen Parteien bzw. Bewegungen. 
 
Dieser "Antimilitarismus" wendet sich verbal und militant gegen Krieg und Militarismus, trifft aber 
keine grundsätzliche Aussage gegen Militär, vermeidet die Forderung nach allgemeiner Abrüstung 
und macht bewusst keine Aussage zur Gewaltfrage. 
 
Dieser Antimilitarismus ist eine Erscheinungsform des instrumentellen Militarismus, 
eine Form der politischen Heuchelei, und, sofern er unter dem Etikett von 
"Friedensbewegung" auftritt, politisch betrügerisch.  
 
 
 

 
 
 
Die Episode ist Geschichte---- seit Mitte 2014 nicht mehr aktualisiert,  nix mehr online - März 2019 


